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Beschlussvorlage
 

Fachbereich/e: Tiefbauamt
 
 

Dezernent*in / Geschäftsführer*in:
 

Arnulf Rybicki  
 

Verantwortlich: Uehlendahl, Sylvia

 

Gremium Termin Zuständigkeit Status

Bezirksvertretung Huckarde 10.09.2025 Kenntnisnahme öffentlich

Bezirksvertretung Brackel 11.09.2025 Kenntnisnahme öffentlich

Bezirksvertretung Aplerbeck 16.09.2025 Kenntnisnahme öffentlich

Bezirksvertretung Hombruch 16.09.2025 Kenntnisnahme öffentlich

Bezirksvertretung Hörde 16.09.2025 Kenntnisnahme öffentlich

Bezirksvertretung Innenstadt-Ost 16.09.2025 Kenntnisnahme öffentlich

Bezirksvertretung Eving 17.09.2025 Kenntnisnahme öffentlich

Bezirksvertretung Innenstadt-West 17.09.2025 Kenntnisnahme öffentlich

Bezirksvertretung Mengede 17.09.2025 Kenntnisnahme öffentlich

Schulausschuss 17.09.2025 Kenntnisnahme öffentlich

Bezirksvertretung Innenstadt-Nord 18.09.2025 Kenntnisnahme öffentlich

Bezirksvertretung Lütgendortmund 23.09.2025 Kenntnisnahme öffentlich

Bezirksvertretung Scharnhorst 23.09.2025 Kenntnisnahme öffentlich

Ausschuss für Mobilität, Infrastruktur und 
Grün

30.09.2025 Kenntnisnahme öffentlich

 
 
Tagesordnungspunkt
Schulstraßen - Evaluation und nächste Schritte
 

Beschluss:
 
Die Bezirksvertretungen, der Schulausschuss und der Ausschuss für Mobilität, Infrastruktur 
und Grün nehmen den Bericht bezüglich der Schulstraßen zur Kenntnis.  
 
 
Personelle Auswirkungen:
 
Keine – die Prüfung und Umsetzung erfolgt mit dem bestehenden Personal.
 
Finanzielle Auswirkungen:
 
Keine
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Klimarelevanz:
 
Keine Klimarelevanz
 
 
 
 
 
 
Arnulf Rybicki
Stadtrat
 
 
 
 
Begründung:
 

1. Ausgangslage
 
Schulstraßen sind ein wirksames Mittel, um die Schulwegsicherheit zu erhöhen, das
Verkehrsaufkommen im Umfeld der Schule zu reduzieren und gleichzeitig zur Förderung
aktiver Mobilitätsformen wie Zufußgehen oder Radfahren beizutragen. Da die Umsetzung
einer Schulstraße einen erheblichen Eingriff in den öffentlichen Verkehrsraum darstellt, gelten
klare Anforderungen sowohl an die Schulen als auch an die zuständigen städtischen
Fachbereiche.

 
Zum Schuljahresbeginn 2024 wurden an vier Schulen im Stadtgebiet – drei Grundschulen und
eine Förderschule – temporäre Schulstraßen eingerichtet. Diese sind die

 Freiligrath Grundschule
 Kerschensteiner Grundschule
 Ostenberg Grundschule
 Max-Wittmann-Schule.

 
Ziel war es, den Bring- und Holverkehr mit dem Auto direkt vor den Schulen zu reduzieren,
gefährliche Verkehrssituationen zu entschärfen und das Sicherheitsgefühl im Schulumfeld zu
verbessern. Die Maßnahme basiert auf dem landesweiten Erlass zur rechtssicheren
Umsetzung von Schulstraßen, der eine temporäre Sperrung von Straßenabschnitten im
unmittelbaren Schulumfeld zu festgelegten Uhrzeiten vorsieht, etwa morgens vor
Unterrichtsbeginn.
 
Die beteiligten Grundschulen hatten bereits im Vorfeld am Projekt “So läuft das!“
teilgenommen, das gezielt auf die Förderung aktiver und sicherer Schulwege ausgerichtet ist.
Durch diese vorbereitende Maßnahme wurde das Thema Schulmobilitätsmanagement bereits
im Schulalltag verankert. Die Schulen konnten so auf bestehende Strukturen, sensibilisierte
Lehrkräfte sowie informierte Eltern- und Schülerschaften zurückgreifen – ein klarer Vorteil bei
der Einführung und Umsetzung von Schulstraßen. 
 
Das Projekt wurde als Verkehrsversuch angelegt und zunächst auf sechs Monate befristet.
Aufgrund des großen öffentlichen Interesses, der Vielschichtigkeit der Rückmeldungen und
der Bedeutung für eine nachhaltige Schulmobilität wurde der Zeitraum für die Evaluation auf
ein volles Jahr verlängert. Parallel zur Umsetzung erfolgte eine wissenschaftlich begleitete
Prozessevaluation. Diese bezog quantitative und qualitative Erhebungen ein – unter anderem
Befragungen von Eltern, Interviews mit beteiligten Akteuren sowie Beobachtungen und
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Dokumentationen vor Ort. Der Bereich Verkehrswege des Tiefbauamtes kooperierte eng mit
der Polizei, dem Schulverwaltungsamt, den beteiligten Schulen, der Straßenverkehrsbehörde
sowie dem Zukunftsnetz Mobilität NRW. Ziel war es, sowohl die Wirkung als auch den
Umsetzungsprozess differenziert zu bewerten.
 
Die Ausgangslage an den beteiligten Schulen war vergleichbar: Vor Unterrichtsbeginn kam es
regelmäßig zu angespannten Verkehrssituationen durch eine hohe Zahl an sogenannten
Elterntaxis, unübersichtlichen Wendemanövern sowie zugeparkten Gehwegen und
Grundstückszufahrten. Viele Eltern gaben in Befragungen an, ihre Kinder aus Sorge vor
diesen Situationen selbst mit dem Auto zur Schule zu bringen – was das Problem zusätzlich
verschärfte. Damit stand die Schulwegselbstständigkeit der Kinder ebenso auf dem Spiel wie
die Sicherheit im Umfeld der Schule. Mit der Einführung der Schulstraßen sollte diesem
Kreislauf aktiv entgegengewirkt werden.
 

 
2. Ergebnisse der Evaluation

 
Die einjährige Erprobung der Schulstraßen zeigt deutliche Wirkungen – sowohl in Bezug auf
die Verkehrslage als auch auf die Wahrnehmung der Maßnahme durch die Beteiligten. Die
qualitative Auswertung von Elternbefragungen und Expert*inneninterviews bestätigt, dass die
Sperrungen des Straßenraums vor Schulbeginn die Verkehrssituation spürbar beruhigen.
Beobachtungen vor Ort und Rückmeldungen von Schulleitungen, Lehrkräften und Eltern
sprechen für eine erhöhte Schulwegsicherheit und eine deutlich entspanntere Atmosphäre vor
dem Unterricht.
 
Insbesondere positiv hervorgehoben wurden:
 

 die Reduzierung des Pkw-Verkehrsaufkommens während der Sperrzeiten
 eine deutlichere Sichtbarkeit und Priorisierung des Fuß- und Radverkehrs
 verbesserte Bedingungen für das Ankommen der Kinder – sicherer, selbstständiger,

entspannter
 eine gesteigerte Sensibilität für Schulwegsicherheit innerhalb der Elternschaft und

Anwohnerschaft
 
Herausfordernd blieben in Einzelfällen Themen wie der Umgang mit Anliegerinteressen,
fehlende personelle Ressourcen zur Verkehrsüberwachung oder die Notwendigkeit klarer
Kommunikation an alle Betroffenen.
 
Die Rückmeldungen der Beteiligten waren insgesamt sehr positiv – auch wenn einzelne
Herausforderungen in der Umsetzung angesprochen wurden, etwa in Bezug auf
Ausnahmegenehmigungen oder alternative Bringzonen. Das Gesamtergebnis der Evaluation
zeigt jedoch: Schulstraßen können unter den richtigen Voraussetzungen einen wichtigen
Beitrag zur sicheren, kindgerechten Mobilität leisten. Viele der beteiligten Akteure – von
Schulen über Eltern bis zur Polizei und auch die Verwaltung – sprechen sich für eine
Fortführung und Ausweitung aus. Die Ergebnisse unterstreichen zudem, dass eine gute
Planung, Kommunikation und Kooperation zwischen allen beteiligten Stellen zentrale
Erfolgsfaktoren darstellen. Je besser die Schule vorbereitet ist – etwa durch ein schulisches
Mobilitätskonzept, eine aktive Elternarbeit und klare Kommunikationswege – desto
reibungsloser ist die Umsetzung möglich.
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3. Weiteres Vorgehen: Checkliste für künftige Schulstraßen-Anträge
 

Um zukünftige Anträge zu vereinfachen und eine gleichbleibende Qualität der Umsetzung zu
gewährleisten, wurde in enger Abstimmung mit der Straßenverkehrsbehörde eine strukturierte
Checkliste entwickelt. Diese ist in der Anlage beigefügt. Darin sind sowohl die Anforderungen
an die Schulen als auch die städtischen Prüfprozesse beschrieben. Klar ist: Die Initiative für
eine Schulstraße geht von der jeweiligen Schule aus. 

 
I. Vorbereitungen auf Seiten der Schule
Vor einer Antragstellung sollen Schulen prüfen, ob grundlegende Voraussetzungen erfüllt sind.
Dazu gehört u. a. eine systematische schulwegbezogene Analyse mit einer Befragung von
Eltern und Schüler*innen, die Erhebung auffälliger Stellen im Straßenraum sowie die
Einbettung der Schulstraße in ein schulisches Mobilitätskonzept (z. B. mit Hinweisen zu Hol-
und Bringzonen, Radabstellmöglichkeiten, pädagogischer Begleitung etc.). Ebenso wichtig ist
die Einbindung der Schulgemeinschaft. Ein Elternabend zur Information und Rückmeldung ist
verpflichtend, ebenso wie eine Aufklärung der Schüler*innen im Unterricht. Eine
Stellungnahme der Schulleitung sowie die Zustimmung des Kollegiums sind dem Antrag
beizulegen.

 
II. Prüfung durch die Verwaltung
Die Verwaltung prüft im Anschluss die verkehrliche Eignung. Schulstraßen sind nicht in allen
Straßenzügen realisierbar. So sind z. B. Hauptverkehrsstraßen, Straßen mit ÖPNV-
Linienverkehr oder stark frequentierte Sammelstraßen eher nicht geeignet und werden in der
Regel ausgeschlossen. Auch wirtschaftliche Beeinträchtigungen für ansässiges Gewerbe
können ein Ausschlusskriterium sein. Weitere Faktoren wie Umfahrbarkeit, Zahl der
betroffenen Anlieger*innen, Beschilderungsmöglichkeiten und Zustimmungen anderer Stellen
(insbesondere der Polizei) fließen ebenfalls in die Entscheidung ein. Neben diesen formalen
Aspekten werden auch organisatorische Punkte berücksichtigt. So müssen Hol- und
Bringzonen außerhalb des gesperrten Bereichs definiert werden, Ausweichparkplätze für
Berechtigte nachgewiesen und ggf. Schulweghelfer*innen gestellt werden können. Eine
dokumentierte Problemlage – wie zum Beispiel regelmäßig gemeldete Gefährdungen –
unterstützt die Notwendigkeit einer Schulstraße.

 
III. Antragsverfahren
Der Weg zur Schulstraße erfolgt in folgenden Schritten:

 Interne Prüfung durch die Schule anhand der genannten Kriterien

 Formloser Antrag mit den erforderlichen Unterlagen (Stellungnahme, Analyse, Skizze
des betroffenen Abschnitts, Vorschlag für Hol- und Bringzonen) an das Tiefbauamt

 Prüfung durch Stadtverwaltung und Polizei

 Rückmeldung, ggf. mit Einladung zur Vor-Ort-Begehung

 Umsetzung der Maßnahme durch die Verwaltung auf verkehrsrechtlicher Grundlage
 

Auch bei einer vollständigen Antragstellung hängt die Entscheidung von weiteren fachlichen,
personellen und rechtlichen Rahmenbedingungen ab.

 
 

4. Ausblick
 
Ziel ist es, erfolgreiche Schulstraßen – wo sinnvoll – in den Regelbetrieb zu überführen. Dabei
wird jeder Standort individuell betrachtet, abhängig von Verkehrslage, Infrastrukturausstattung
und den Bedürfnissen der Schule. Schulstraßen bleiben in der Regel zeitlich begrenzte
Maßnahmen (z. B. morgendliche Sperrzeiten). Wo keine vollwertige Schulstraße möglich ist,
können Alternativen wie Halteverbote oder temporäre Elternhaltestellen geprüft werden.
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Unabhängig von dem hier aufgezeigten Verfahren erfolgt die Prüfung von Schulstraßen – als
fester Programmbestandteil – auch im Rahmen des bereits seit einigen Jahren laufenden
Programms “So läuft das!“. Die Teilnahme einer Schule an dem Programm kann bei der
Einrichtung einer Schulstraße unterstützen, ist aber nicht Voraussetzung für eine
Antragstellung.
 
Einige der Bezirksvertretungen (wie z.B. die Bezirksvertretung Eving, Hombruch, Huckarde
und Scharnhorst) haben bereits Interesse an der Einrichtung von weiteren Schulstraßen
gezeigt und in Anträgen verdeutlicht. Diese werden in den weiteren Prüfungen berücksichtigt.
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